
P. b. b. Verlagspostamt 1030 Wien  WoGZ 213U
875

2 III   161

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 2000 Ausgegeben am 5. Dezember 2000 Teil III

209. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche

210. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Adoption von
Kindern

211. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übermittlung
von Anträgen auf Verfahrenshilfe

209. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat Honduras am 3. Oktober 2000
seine Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 192/2000)
hinterlegt.

Schüssel

210. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Adoption von Kindern

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Tschechische Republik am
8. September 2000 ihre Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Adoption von
Kindern (BGBl. Nr. 314/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 154/2000)
hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat die Tschechische Republik folgenden
Vorbehalt erklärt bzw. Erklärung abgegeben:

Vorbehalt:

Gemäß Art. 25 Abs. 1, dass sie sich das Recht vorbehält, Art. 7 Abs. 1 nicht anzuwenden.

Erklärung:

Gemäß Art. 2, dass es in ihrem Recht den im Teil III des Übereinkommens enthaltenen
Bestimmungen Wirksamkeit verliehen hat.

Schüssel

211. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übermittlung von Anträgen auf Verfahrenshilfe

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Tschechische Republik am
8. September 2000 ihre Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Übermittlung
von Anträgen auf Verfahrenshilfe (BGBl. Nr. 190/1982, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches
BGBl. III Nr. 123/2000) hinterlegt.

Nach Art. 2 des Übereinkommens hat die Tschechische Republik als Übermittlungsstelle und
zentrale Empfangsstelle das „Ministry of Justice of the Czech Republic, Praha 2, Vyšehradská 16“
bestimmt.

Schüssel


